Name, Absender                                                                                               Ort, Datum
Anschrift
An den
Planungsverband Industrie- und Gewerbepark Altmark
Breite Straße 15 
39596 Arneburg

Betr.: Einwendungen zum Entwurf der 6. Änderung des Bebauungsplans des Industrie und Gewerbeparks Altmark (IGPA) wie beschlossen auf der Sitzung des Planungsverbands des IGPA am 05.04.2018 und öffentlich ausgelegt vom 03.05.2018 bis 06.06.2018.
Sehr geehrte Damen und Herren des Planungsverbandes, 
ich lebe in    hier Ort angeben …….. und bin der Altmark auf beiden Seiten der Elbe mit ihren Naturschönheiten und den hier lebenden liebenswerten Menschen aufs engste verbunden.
Hier können Sie noch weitergehend ihrer persönlichen Betroffenheit mit den Festlegungen des IGPA-Bebauungsplanes Ausdruck geben.
 Da die Natur entlang der Elbe so einzigartig ist, wurde sie als Biosphärenreservat unter Schutz gestellt, um sie vor schädlichen Eingriffen zu schützen. Als wachsamer Bürger sehe ich jedoch mit Sorge, dass eine Reihe von Festlegungen in dem vorliegenden Entwurf des IGPA-Bebauungsplans Mensch und Natur eher bedrohen als ausreichend Schutz bieten und sie verletzen auch die Schutzziele des FFH / Natura 2000 Gebietes. Ich werde das in den folgenden Einwendungen zum Entwurf der 6. Änderung des IGPA-Bebauungsplanes begründen und fordere sie auf, diesen Einwendungen in einer überarbeiteten Form des Entwurfs Rechnung zu tragen.
1. Der Entwurf zur 6. Änderung des Bebauungsplans berücksichtigt nicht die vorgeschriebenen Abstände von Industrie und Gewerbe zu umliegenden Siedlungen nach dem Abstandserlass Sachen-Anhalt. So hat beispielsweise die Ortslage Klein-Ellingen einen Mindestabstand zum Industriegebiet GI 6a von ca. 660 m. Entsprechend müssten in diesem Industriegebiet alle Anlagen und Betriebe der Abstandsklassen I und II ausgeschlossen werden, was tatsächlich nicht der Fall ist. Die Abstände gemäß Abstandserlass Sachsen-Anhalt sind einzuhalten. Dies ist in den Bebauungsplan klarstellend aufzunehmen.
2. Weiter werden die "Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG-“  in der textlichen Festsetzung 1.2 des IGPA Bebauungsplan-Entwurfs nicht berücksichtigt. Die Abstände nach den "Empfehlungen für Abstände zwischen Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzbedürftigen Gebieten im Rahmen der Bauleitplanung - Umsetzung § 50 BImSchG" sind einzuhalten. Der Bebauungsplan ist entsprechend anzupassen und eine Klarstellung insoweit aufzunehmen.
3. Die Regelungen des Bebauungsplan-Entwurfs zum Lärmschutz für die umliegenden Ortslagen entsprechen nicht dem aktuellen Stand der Technik. Bei der Regelung zum Lärmschutz ist seit Dezember 2006 auf die Regelung zur Geräuschkontingentierung in Bebauungsplänen gemäß DIN 45691 "Geräuschkontingentierung" Bezug zu nehmen.
4. Soweit der Entwurf vorschreibt, dass bei der Errichtung von Anlagen im Sinne von § 1 Abs. 1 der Verordnung über Großfeuerungs- und Gasturbinenanlagen 13. BImSchV  eine Kraft-Wärme-Kopplung im Sinne des Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz vorzusehen ist, kann das nicht verhindern, dass eine Kraft-Wärme-Kopplung nur pro forma eingesetzt wird. Um dem vorzubeugen, muss eine „hocheffiziente Kraft-Wärme-Kopplung“ im Sinne des  Kraft-Wärme-Kopplungsgesetzes festgeschrieben werden.
5. Die Festlegung, dass der Einsatz von Siedlungsabfällen i.S.v. Nr. 20 der Anlage zur Abfallverzeichnisverordnung in der Fassung ihrer letzten Änderung vom 17.07.2017 (BGBI. I S. 2644) als Brennstoff nicht zulässig sein soll, ist nicht ausreichend. Es besteht die Gefahr, dass sonstige Abfälle einer thermischen Verwertung zugeführt werden. Dies wäre aber mit einer erheblichen weiteren Belastung der Umwelt verbunden, die bereits durch die auf dem Gelände des IGPA befindliche Zellstofffabrik und weiteren Betriebe erheblich belastet wird. Ein entsprechender Schutz kann nur gewährleistet werden, wenn der Einsatz von Abfall im Sinne der Regelung RICHTLINIE 2008/98/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 19. November 2008 für Verbrennung oder anderweitige Verwertung ausgeschlossen wird.
6. Zur Bilanzierung der Eingriffe in Natur und Landschaft und die Ermittlung der Ausgleichsmaßnahmen durch die 6. Änderung des Bebauungsplans wird auf die 4. und 5. Änderung des Bebauungsplans verwiesen. Jede Änderung des Bebauungsplans wird jedoch vom Planungsverband als selbstständige Satzung beschlossen und muss deshalb auch in sich schlüssig und vollständig sein. Ein Verweis auf andere Verfahren zur Änderung des Bebauungsplans ist deshalb in der Begründung zur 6. Änderung nicht ausreichend.
7. Dies gilt insbesondere auch, soweit auf einen Umweltbericht aus dem Jahr 2008 verwiesen wird. Gemäß § 50 UVPG ist eine Umweltverträglichkeitsprüfung einschließlich der Vorprüfung nach den §§ 1 und 2 UVPG sowie nach den §§ 3 bis 13 UVPG im Aufstellungsverfahren als Umweltprüfung zwingend durchzuführen, und zwar auch bei einer Änderung eines bestehenden Bebauungsplans. Der Umweltbericht aus dem Jahr 2008  ist mit einem Alter von 10 Jahren nicht nur völlig veraltet, er kann auch naturgemäß nicht die Umweltauswirkungen der 6. Änderung des Bebauungsplans beurteilen, weil diese zum Zeitpunkt der Erstellung des Umweltberichtes von 2008 noch gar nicht bekannt sein konnten. Ein neuer Umweltbericht muss daher insbesondere auch die bereits die im Bereich des IGPA und in der näheren Umgebung bestehenden Betriebe und die von diesen Betrieben ausgehenden Umweltbelastungen berücksichtigen, Veränderungen des natürlichen Habitat von Pflanzen und Tieren und des Naturschutzes  Rechnung tragen und Aussagen über mögliche Gesamtbelastungen treffen.
Mit freundlichen Grüßen
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